Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 1294 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

L 1 - 86.13 


Bonn, den 16. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Deutsche Beschäftigte bei den alliierten Streitkräften 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx (Kaisers- 
lautern) , Leicht, Holkenbrink, Becker, Baier, Franzen 
und Genossen 
— Drucksache V/1246 — 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern für Arbeit und Sozialordnung, der 
Finanzen, des Innern und der Verteidigung wie folgt: 


1. Welche Ergebnisse haben die bereits seit Juni 1966 laufenden 
Verhandlungen der Bundesregierung mit den Vertretern der 
Entsendestaaten über eine Neufassung des Artikels 56 des 
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut bisher erbracht? 

Es ist das Ziel der von der Bundesregierung im Sommer 1966 
eingeleiteten Verhandlungen, die Arbeitsbedingungen der deut- 
schen zivilen Arbeitskräfte bei den verbündeten Streitkräften 
in der Bundesrepublik dem deutschen Recht anzupassen und die 
bisher noch bestehenden Abweichungen zu beseitigen. Zu die- 
sem Zweck hat die Bundesregierung eine Änderung der Be- 
stimmungen des Artikels 56 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut und des hierzu gehörenden Teils des Unter- 
zeichnungsprotokolls verlangt, die insbesondere das Recht auf 
tatsächliche Beschäftigung, den Kündigungsschutz und das 
Recht der Betriebsvertretung betreffen. Da es erforderlich ist, 
mit den Regierungen von sechs Entsendestaaten über eine 
Reihe z. T. sehr schwieriger Fragen Einigung zu erzielen, kann 
die Bundesregierung gegenwärtig noch keine Mitteilungen über 
Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen machen. 


2. Waren dabei die Entsendestaaten bereit, den Vorstellungen der 
Bundesregierung zu folgen? 

Der bisherige Verlauf der Verhandlungen hat gezeigt, daß die 
Regierungen der Entsendestaaten und die Behörden ihrer 
Streitkräfte für die Lage der deutschen Arbeitnehmer und das 
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Verlangen der Bundesregierung Verständnis zeigen, obwohl 
sie gegen einige deutsche Vorschläge noch starke Bedenken 
haben. Es sind auch von der anderen Seite Änderungsvor- 
schläge zur Sprache gebracht worden. Wohl konnte zu einigen 
der erörterten Fragen eine Annäherung der Standpunkte ver- 
zeichnet werden, doch waren bisher einige der Entsendestaaten 
einzelnen der deutschen Forderungen gegenüber noch recht 
zurückhaltend. Es versteht sich unter diesen Umständen, daß 
beim jetzigen Stand der Verhandlungen noch keine der betei- 
ligten Regierungen eine endgültige Stellung bezogen hat. 


3. Bis wann können die genannten Verhandlungen, die offensicht- 
lich von Seiten der Entsendestaaten nur schleppend geführt 
werden, voraussichtlich abgeschlossen werden? 


Die Bundesregierung strebt an, die Verhandlungen in den 
nächsten Monaten zum Abschluß zu bringen. Aus den in den 
obigen Antworten dargelegten Gründen kann jedoch kein 
sicherer Termin genannt werden. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den oft 
beanstandeten und sowohl rechtlich als auch faktisch unerträg- 
lichen Zustand, in dem sich etwa 130 000 deutsche Beschäftigte 
bei den Alliierten befinden, zu beenden und darauf hinzuwir- 
ken, daß im Zuge der Erneuerung und Umorganisation in der 
NATO die deutschen Beschäftigten die volle rechtliche Gleich- 
stellung und soziale Sicherstellung erlangen? 

Die Verhandlungen über Artikel 56 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut stehen in keinem Zusammenhang mit 
der Frage der Umorganisation der NATO, weil es sich dabei 
nicht um die Struktur der Organisation als solcher, sondern 
um Fragen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Staaten handelt, die auf ihrem Gebiet 
Truppen stehen haben. Entsprechende Vereinbarungen, die 
z. T. auch von dem für alle NATO-Partner gültigen NATO- 
Truppenstatut abweichen, gelten auch für andere NATO-Staa- 
ten, die verbündete Streitkräfte in ihr Gebiet aufgenommen 
haben. Für Änderungen der besonderen Bedingungen, die für 
Stationierungstruppen in einem verbündeten Land gelten, sind 
daher jeweils nur der Aufenthaltsstaat und die jeweiligen 
Entsendestaaten zuständig. Im übrigen freut sich die Bundes- 
regierung feststellen zu können, daß, abgesehen von den bisher 
noch nicht erfüllten Forderungen, die Gegenstand der Verhand- 
lungen bilden, die menschlichen und dienstlichen Beziehungen 
zwischen den deutschen Arbeitnehmern und den Behörden der 
verbündeten Streitkräfte befriedigend sind. 
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5. Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlungen mit den 
Ländern und den Gemeinden eine Regelung anzustreben, die 
es erlaubt, eventuell die gegenwärtig bei den alliierten Streit- 
kräften beschäftigten deutschen Staatsbürger — ■ nach Able- 
gung der notwendigen Prüfungen — in den deutschen öffent- 
lichen Dienst zu übernehmen? 

Nach Artikel IX des NATO-Truppenstatuts ist der örtliche 
Bedarf der im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates statio- 
nierten Truppen an zivilen Arbeitskräften in gleicher Weise 
wie der vergleichbare Bedarf des Aufnahmestaates und 
mit Unterstützung seiner Behörden über die Arbeitsvermitt- 
lungsstellen zu befriedigen. Danach sind die deutschen Behör- 
den gehalten, den in der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten ausländischen Streitkräften bei der Anwerbung von 
Arbeitnehmern behilflich zu sein und Abwerbungen aus dem 
Dienst der Streitkräfte zu unterlassen. Bei dieser Sachlage 
können nur vorbereitende Maßnahmen für den Fall von Ent- 
lassungen aus dem Dienst der Streitkräfte getroffen werden. 

Schon in der Vergangenheit sind in dieser Richtung besondere 
Vorkehrungen getroffen worden, die darauf abzielen, die Un- 
terbringung von aus dem Dienst der Stationierungsstreitkräfte 
entlassenen Arbeitnehmern zu erleichtern. Besonders nach- 
drücklich hat sich die Bundesregierung darum bemüht, mög- 
lichst viele der bei den Stationierungsstreitkräften ausschei- 
denden Arbeitnehmer in den Dienst der Bundesverwaltung 
zu übernehmen. Ich darf hierzu auf Nr. 4 der Antwort der 
Bundesregierung vom 10. Februar 1958 auf eine Kleine Anfrage 

— Drucksache 198 der 3. Wahlperiode — sowie auf Nr. III, 
3 des Berichts der Bundesregierung vom 17. September 1965 

— Drucksache IV/3796 — hinweisen. 

Um die Unterbringung dieser Arbeitnehmer nach Kräften zu 
fördern, prüft die Bundesregierung zur Zeit weitere Möglich- 
keiten, die bisherigen Maßnahmen noch wirkungsvoller zu ge- 
stalten. Diese Überlegungen sind auf den gesamten deutschen 
öffentlichen Dienst erstreckt worden. Nach den bisherigen Er- 
fahrungen wird eine vorrangige Einstellung der aus dem Dienst 
der Stationierungsstreitkräfte entlassenen Arbeitnehmer bei 
den Ländern und Gemeinden allerdings kaum zu erreichen 
sein. Andererseits können in gewissem Umfang Länder und 
Gemeinden an der Einstellung von vorher bei den Stationie- 
rungsstreitkräften beschäftigten Arbeitnehmern wegen der dort 
erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen durchaus besonders 
interessiert sein. Der Übernahme solcher Arbeitnehmer in den 
Landes- oder Gemeindedienst stehen Hindernisse nicht ent- 
gegen. 


Brandt 



